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Robuster Auftritt vor offenem Gericht
Bundespolizei schraubt Sicherheitsstandard am Verfassungsgericht höher / BGH abgeschirmt

Von unserem Redaktionsmitglied
Theo Westermann

Der Anspruch des Bundesverfassungs-
gerichtes ist hoch: Die Offenheit des Ge-
richtes für die Anliegen der Bürger soll
sich auch in der offenen Architektur von
Paul Baumgarten aus den 60er Jahren,
ohne Zäune und Barrieren, ausdrücken.

Dies ist allerdings mit der allgemeinen
und angesichts der Terroranschläge zu-
gespitzten Sicherheitslage zu vereinba-
ren. Deshalb hat die für die Sicherheit
des Gerichts zuständige Bundespolizei
nun die Ausstattung der dort eingesetz-
ten Polizisten, vor allem jene der Fuß-

streifen um das Gericht herum, ver-
stärkt. Sie tragen nun in aller Regel Ma-
schinenpistolen mit sich, bestätigte Co-
rina Bartelt, Sprecherin der Bundespoli-
zeiinspektion Karlsruhe, dies als Reak-
tion auf die neue Sicherheitslage. „An-
gesichts der Tatsache, dass das Bundes-
verfassungsgericht keinen Zaun hat, ha-
ben die Polizisten einen besonderen
Schutzauftrag“, so Bartelt.

Alle bisherigen Präsidenten des Ge-
richts und vor allem der derzeitige Prä-
sident Andreas Voßkuhle haben immer
wieder die Offenheit des Gerichts betont
und geschätzt. „Das Gericht soll auch
weiter im Prinzip für jedermann zu-
gänglich sein,“ ist laut Bartelt die Devi-
se. Am Gericht gibt es ein eigenes Revier
der Bundespolizei, das der Bundespoli-
zeiinspektion in der einsti-
gen General-Kammhuber-
Kaserne in der Rintheimer
Querallee unterstellt ist,
wie auch die Bundespoli-
zeireviere in den Haupt-
bahnhöfen Karlsruhe
Mannheim und Pforzheim.

Für den Schutz des Bun-
desgerichtshofes (BGH)
samt Bundesanwaltschaft
ist die Bundespolizei aller-
dings nicht zuständig. Denn
der BGH ist im Gegensatz
zum Bundesverfassungsge-
richt kein Verfassungsor-
gan. Damit ist also die Lan-
despolizei, sprich das Poli-
zeipräsidium Karlsruhe,
für den BGH verantwort-
lich. Exakt gesagt, es ist

eine Einheit der Karlsruher Schutzpoli-
zei für den Objektschutz zuständig. Den
Personenschutz übernimmt das soge-
nannte Polizeipräsidium Einsatz, das

unter anderem in Bruchsal residiert.
Was den Objektschutz angeht, hat man
beim Polizeipräsidium für BGH und
Bundesanwaltschaft die Sicherheits-

standards trotz Terrorgefahr
nicht weiter nach oben ge-
schraubt. „Diese Standards
waren und sind schon sehr
hoch“, so Polizeisprecher
Fritz Bachholz. In der Tat
sind der BGH wie die Bun-
desanwaltschaft fast wie
Festungen gesichert – Hin-
tergrund ist die Vorsorge vor
Terror seit den RAF-An-
schlägen der 70er Jahre.

Damals residierte die Bun-
desanwaltschaft als Teil des
BGH noch auf dem Areal an
der Herrenstraße. 1998 be-
zog die Bundesanwaltschaft
ihr festungsartiges Gebäude
an der Brauerstraße. Die Si-
cherheitsbedürfnisse am
BGH wurden allerdings

nicht weniger. Heute werden immer wie-
der Terrorverdächtige dem Ermittlungs-
richter des Bundesgerichtshofs vorge-
führt. Immer wenn es dazu kommt, ist
die Karlsruher Schutzpolizei besonders
gefordert. Die Sicherheitslage für den
BGH und die Bundesanwaltschaft wird
immer wieder vom dafür zuständigen
Landeskriminalamt in Stuttgart neu be-
wertet – und die Sicherheitsbedürfnisse
werden entsprechend hoch eingeschätzt.

Verschiedene Oberbürgermeister ha-
ben in den vergangenen Jahrzehnten im-
mer wieder bei den jeweiligen Präsiden-
ten des Gerichts auf eine verstärkte Öff-
nung des BGH-Areals mitsamt des eins-
tigen Erbgroßherzoglichen Palais’ ge-
drängt, doch die Präsidenten mussten
immer wieder auf die Einschätzung der
Sicherheitsbehörden verweisen. Daran
wird sich auch in mittelfristiger Zu-
kunft nichts ändern. Sollte es zum ge-
planten „Forum Recht“ auf dem BGH-
Areal kommen, müsste dieses mit der Si-
cherheit des Gerichts kompatibel sein.

STREIFE MIT MASCHINENPISTOLE: Die Terrorgefahr hat auch zu entsprechenden Vorsorgemaßnahmen der Bundespolizei am Bundes-
verfassungsgericht geführt. Foto: jodo

GUT GESICHERT: Der Bundesgerichtshof ist seit Jahrzehnten eine gut
bewachte und abgeschirmte Institution. Archivbild: Deck

Reaktion auf
veränderte Sicherheitslage

Stautherapie
Alle Menschen sind gleich. Das soll

jetzt nicht der Witz des Tages sein. Es
gibt Situationen im Leben, da trifft das
zu. Vor Gott und dem Gesetz, sagt
man, ist das so. In irdenen Alltagssi-
tuationen gesetzestreuer Menschen
ist das eher nicht so. Gleiches Ein-
kommen? Gleiche Gesundheit? Glei-
ches Aussehen (also je nach Vorbild
nicht immer erstrebenswert)? Schon
im Kindergarten merkt man, dass der
Eingangssatz Mut macht, aber mor-
gens um 11 Uhr für die Bauklötzchen-
Ecke zu abstrakt ist. Jan darf immer
als erster da rein und darf immer die
Bauklötze verteilen. Der zumindest ist
schon mal gleicher.

Das setzt sich im Leben fort, bis…
Ja, bis man mal im Stau steht. Im Stau

sind alle Menschen gleich. Der Nach-
bar steht trotz wesentlich höherer
Pkw-Steuer keinen Zentimeter weiter
vorne als man selbst. Und links der im
roten Sportwagen kann auch nichts
anderes machen als telefonieren. Na
gut, vielleicht sitzt man in den ge-
wärmten Ledersitzen bequemer als
auf Velours. Aber das sind Kleinigkei-
ten. Im Vergleich zu der Tatsache,
dass alle stehen.

Ach, so ein Stau ist doch herrlich.
Bundesweit gab’s dazu laut ADAC im
vergangenen Jahr rund 700 000 Mal
die Möglichkeit. So oft wie noch nie.
Und warum? Die Vermutung legt
nahe, dass Psychotherapeuten den
Menschen raten, sich mal einen Stau
reinzuziehen. Denn im Stau wird man
glücklich. Sozialneid wie weggebla-
sen, Leben entschleunigt, Selbstzu-
friedenheit gesteigert.

Muss ja so sein. Oder haben Sie sich
noch nie gewundert, weshalb Staus
beginnen und urplötzlich wieder en-
den ohne erkennbare Ursache? We-
gen der Gleichheit. Solche Staus the-
rapieren Ungleiche. Jetzt ist das end-
lich mal geklärt. Ingrid Vollmer

Aufgespürt

Gegenwind
von Durlacher Räten

BNN – Die Ortschaftsratsfraktionen
der CDU, FDP und Freien Wähler Dur-
lach empfehlen dem Gemeinderat auf
die vorgesehene Erhöhung der Auf-
wandsentschädigung von Stadträten
und Ortschaftsräten zu verzichten. Der
Gemeinderat hatte 2010 beschlossen,
die Aufwandsentschädigung jeweils zur
Mitte einer Sitzungsperiode an die Ent-
wicklung der Besoldung im Höheren
Dienst anzupassen.

Diese Dynamisierung der Entschädi-
gung würde nun erstmals 2017 greifen.
Die entsprechende Satzung steht des-
halb am Dienstag nächster Woche, 7. Fe-
bruar, auf der Tagesordnung des Ge-
meinderats.

Die drei Durlacher Fraktionen CDU,
FDP und Freien Wählern Durlach be-
tonten, man erkenne sehr wohl an, „dass
die Tätigkeit im Gemeinderat und den
Ortschaftsräten mit einer hohen zeitli-
chen Belastung verbunden ist“. Trotz-
dem habe der Ortschaftsrat Durlach
über das Stadtamt Durlach im Rahmen
des Haushaltsstabilisierungsprozesses
„angesichts der zu erwartenden finan-
ziellen Lage der Stadt Karlsruhe sowie
den notwendigen Kürzungen in anderen
Bereichen eine zehnprozentige Reduzie-
rung der Entschädigung für alle Mit-
glieder des Stadtrats und der Ort-
schaftsräte vorgeschlagen“.

Nach Auffassung dieser drei Durlacher
Fraktionen sollte es auch deshalb keine
Erhöhung für die Ehrenamtspolitiker
geben, „da die Aufwandsentschädigung
für sämtliche anderen in der Satzung
über die Entschädigung für ehrenamtli-
che Tätigkeit betroffenen Personen, wie
etwa die Feuerwehrkommandanten der
Stadt, seit 2010 unverändert ist“.

Städtebau
im Säuterich

BNN – Der Städtebau im „Oberen
Säuterich“ beschäftigt den Durlacher
Ortschaftsrat am Mittwoch, 1. Februar,
um 17 Uhr im Bürgersaal des Rathauses
der Markgrafenstadt zu seiner nächsten
öffentlichen Sitzung. Jetzt ist die Stel-
lungnahme des Gremiums zum Ergebnis
des städtebaulichen Entwurfsverfah-
rens gefragt, diese steht ganz oben auf
der Tagesordnung.

Auch der Bebauungsplan „Amalien-
badstraße 41“ sowie die Schließung der
öffentlichen Toilettenanlage in der
Ernst-Schiele-Hütte im Rahmen aus
Kostengründen wird öffentlich debat-
tiert. Auch die Einrichtung einer Vorbe-
reitungsklasse an der Friedrich-Real-
schule wird besprochen.

Karlsruhe ehrt vergessenen Dirigenten
Theatervorplatz trägt nun den Namen des musikalischen Wunderkindes Hermann Levi

Von unserem Redaktionsmitglied
Patrizia Kaluzny

Ludwig II. ernannte ihn zum König-
lich-Bayerischen Hofkapellmeister, er
dirigierte die Uraufführung des „Par-
sifal“ und wurde nach Richard Wag-
ners Tod musikalischer Leiter der Bay-
reuther Festspiele: Hermann Levi galt
als einer der größten Dirigenten seiner
Zeit. Doch Levi war Jude, weshalb die
Nazis nicht nur sein Mausoleum in
Garmisch-Partenkirchen zerstörten,
sondern sein gesamtes Andenken aus-
zulöschen versuchten.

In Karlsruhe erinnert ab sofort der
Hermann-Levi-Platz an das musikali-
sche Wunderkind, das 1839 als Sohn ei-
nes liberalen Rabbiners
in Gießen geboren wurde.
Am Samstagabend ent-
hüllten Generalinten-
dant Peter Spuhler, Ers-
ter Bürgermeister Wolf-
ram Jäger, der frühere
Verwaltungsdirektor des
Staatstheaters Wolfgang
Sieber sowie Hans-Mi-
chael Schneider, Vorsit-
zender des Richard Wag-
ner Verbands, das blaue
Schild samt kleiner Tafel
mit den Lebensdaten Le-
vis und kurzer Erläute-
rung zu seiner Person auf
dem Vorplatz des Badi-
schen Staatstheaters.

Der Ort ist nicht zufäl-
lig gewählt, schließlich
war Levi acht Jahre lang
(1864 bis 1872) als gefei-
erter Hofkapellmeister
im damaligen Badischen
Hoftheater in Karlsruhe
tätig und prägte das
Kulturleben der Stadt.
„Es steht der Kultur gut
an, sich mit der Ge-
schichte zu beschäfti-
gen“, betonte Generalin-
tendant Peter Spuhler
bei der feierlichen Um-
benennung. 1927, als im

Karlsruher Musikerviertel die Straßen
nach Opern und Musikern benannt
wurden, sei Levi vergessen worden. „In
Zukunft wird man aber bei der neuen
Adresse des Staatstheaters immer an
den Musiker und Dirigenten Levi den-
ken“, so Spuhler, dem die Erinnerungs-
kultur „ein Herzensanliegen“ ist. Noch
heute und morgen residiert das Theater
offiziell in der Baumeisterstraße 11, ab
Mittwoch, 1. Februar, lautet dann die
Adresse: Hermann-Levi-Platz 1.

„Es war eine kluge und sogar überfäl-
lige Anregung des Badischen Staats-
theaters, den Theatervorplatz nach dem
größten und einflussreichsten Dirigen-
ten zu benennen, der in Karlsruhe ge-
wirkt hat“, sagte Erster Bürgermeister

Wolfram Jäger in seiner Ansprache. Zu-
gleich sei es eine Warnung an uns alle,
das Krebsgeschwür des Rassismus und
Antisemitismus zu beseitigen, ihm nie-
mals und nirgendwo Platz und Raum zu
lassen, rief Jäger den vielen Gästen aus
Politik und Kultur zu.

Die Initiative für einen Hermann-Le-
vi-Platz kam vom früheren Verwal-
tungsdirektor des Staatstheaters, Wolf-
gang Sieber. Bereits vor über 25 Jahren
habe dieser die Idee gehabt.

Zahlreiche Vertreter aus Politik und
Kultur nahmen an der kleinen Feier-
stunde teil, darunter Sinja Strang-
mann, Referentin für Kultur beim Ge-
neralkonsulat des Staates Israel, Mi-
chael Hurshell, Direktor Neue Jüdische

Philharmonie Dresden, Reinhard Röss-
ler, Geschäftsführer der Volksbühne,
Peter Overbeck, Vorsitzender der Hän-
delgesellschaft, und Horst Eggers, Prä-
sident des Richard Wagner Verbands
International. Nur die baden-württem-
bergische Ministerin für Wissenschaft,
Forschung und Kunst, Theresia Bauer,
schaffte es nicht rechtzeitig zur Feier-
stunde, sie stand im Stau.

Musikalisch begleitet wurde die Feier
auf dem Theatervorplatz von den
Blechbläser der Badischen Staatska-
pelle, die ein Fanfarenstück aus Parsi-
fal spielten – der Wagner-Oper, die
Levi 1882 in Bayreuth in Urauffüh-
rung dirigierte. Für das Arrangement
zeichnete sich Sandor Szabo vom Ba-

dischen Staatstheater
verantwortlich.

Wer sich intensiver mit
dem Leben und Werk Le-
vis auseinandersetzen
wollte, bekam im Thea-
ter-Foyer die Gelegenheit
dazu: Neben fünf Plaka-
ten mit den markantes-
ten Daten und Fakten ist
dort der Film „Ein Soli-
tär namens Hermann
Levi“ von Angelika We-
ber zu sehen. Weber ist
zugleich die Kuratorin
der kleinen Levi-Ausstel-
lung. Dort sammelt der
Richard-Wagner-Ver-
band Karlsruhe zudem
Spenden für die Wieder-
errichtung von Levis
Mausoleum in Garmisch-
Partenkirchen, das die
Nationalsozialisten zer-
stört haben.

Auch an diesem Abend
gab es eine Uraufführung
– nach der Umbenennung
zog es die vielen Gäste
zurück ins warme Thea-
ter, wo sie die Oper
„Wahnfried“ von Avner
Dorman erlebten. Und
auch dort der Figur Her-
mann Levi erneut begeg-
neten. n Kultur

DAS STAATSTHEATER residiert nun am Hermann-Levi-Platz 1. Wolfgang Sieber (früherer Verwaltungsdirektor), Generalin-
tendant Peter Spuhler, Erster Bürgermeister Wolfram Jäger und Hans-Michael Schneider vom Richard-Wagner-Verband
(von rechts nach links) enthüllten das Schild in einer kleinen Feierstunde. Foto: jodo
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